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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ
17. Wahlperiode

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Im Rahmen der Kommunal- und Verwaltungsreform soll vor Ort noch einmal 
über einen Zusammenschluss der Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere Kyll,
die nach Maßgabe des Landesgesetzes über die Grundsätze der Kommunal- und Ver-
waltungsreform vom 28. September 2010 (GVBl. S. 272, BS 2020-7) einen eigenen Ge-
bietsänderungsbedarf haben, und der Verbandsgemeinde Gerolstein, die keinen 
solchen eigenen Gebietsänderungsbedarf aufweist, zum 1. Januar 2019 verhandelt
werden.

Im Hinblick darauf sollen Wahlen von Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern der
Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll für die Zeiträume nach
dem Ablauf der Amtszeiten der Amtsinhaberinnen und des Amtsinhabers bis zum
31. Dezember 2018 nicht stattfinden. Damit von den Wahlen abgesehen und für die
Übergangszeiträume beauftragte Personen, denen die Aufgaben der Bürgermeisterin -
nen oder Bürgermeister der Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere
Kyll obliegen, bestellt werden können, bedarf es gesetzlicher Regelungen.

B. Lösung

Die Rechtsgrundlagen für den Verzicht auf die Wahlen von Bürgermeisterinnen oder
Bürgermeistern der Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll bis
zum 31. Dezember 2018 und für die Möglichkeit zur Bestellung beauftragter Personen,
denen in den Zeiträumen zwischen dem Ende der Amtszeiten der Amtsinhaberinnen
und des Amtsinhabers und dem 31. Dezember 2018 die Aufgaben der Bürgermeiste-
rinnen oder Bürgermeister dieser kommunalen Gebietskörperschaften obliegen, 
werden geschaffen.

C. Alternativen

Als Alternativen zum Verzicht auf die Wahl von Amtsnachfolgerinnen oder Amts-
nachfolgern der Bürgermeisterinnen der Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere
Kyll und des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Gerolstein bis zum 31. Dezem-
ber 2018 und zur möglichen Bestellung beauftragter Personen, denen die Aufgaben
der Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister dieser kommunalen Gebietskörper-
schaften obliegen, für die Übergangszeiträume bis zum 31. Dezember 2018 kommen
solche Wahlen für Amtszeiten von acht Jahren oder Amtszeiten von weniger als acht
Jahren, jedoch mindestens von zwei Jahren, in Betracht.

D. Kosten

Der Verzicht auf die Wahl von Amtsnachfolgerinnen oder Amtsnachfolgern der
Bürgermeisterinnen der Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere Kyll und des
Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Gerolstein bis zum 31. Dezember 2018 wird
dort zu Kosteneinsparungen in nicht quantifizierbarer Höhe führen. Kostenein-
sparungen in den drei Verbandsgemeinden lassen sich jedoch bei der Bestellung be-
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auftragter Personen, denen die Aufgaben der Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister
dieser kommunalen Gebietskörperschaften obliegen, für den Übergangszeitraum bis
zum 31. Dezember 2018 unter Umständen nicht oder nur in geringerem Umfang
erzielen. Allerdings werden der Neugliederungskonstellation keine Kosten durch
auf sie übergehende Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister der Verbandsgemeinden
Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll entstehen.
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. . . t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Landesgesetzes

über Maßnahmen zur Vorbereitung der
Gebietsänderungen von Verbandsgemeinden

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Das Landesgesetz über Maßnahmen zur Vorbereitung der
Gebietsänderungen von Verbandsgemeinden vom 27. Novem -
ber 2015 (GVBl. S. 412), zuletzt geändert durch Gesetz vom
16. Mai 2017 (GVBl. S. 97), BS 2020-104, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Nach § 9 wird folgender neue § 10 eingefügt:

„§ 10

Bis zum 31. Dezember 2018 werden keine Bürgermeiste-
rinnen oder Bürgermeister der Verbandsgemeinden Gerol-
stein, Hillesheim und Obere Kyll gewählt. Für die Zeit-
räume nach dem Ende der Amtszeiten der bisherigen
Bürgermeisterinnen und des bisherigen Bürgermeisters bis
zum 31. Dezember 2018 kann die Kreisverwaltung des
Landkreises Vulkaneifel beauftragte Personen, denen die
Aufgaben der Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister der
Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere
Kyll obliegen, bestellen. Die Kosten für die beauftragten
Personen trägt die jeweilige Verbandsgemeinde. § 13 Abs. 4
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes gilt für die Zeiten
der bisherigen Bürgermeisterinnen der Verbandsgemein-
den Hillesheim und Obere Kyll und des bisherigen Bürger-
meisters der Verbandsgemeinde Gerolstein als beauftragte
Personen dieser kommunalen Gebietskörperschaften ent-
sprechend.“

2. Der bisherige § 10 wird § 11.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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A. Allgemeines

Für die Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere Kyll be-
steht nach Maßgabe des Lan desgesetzes über die Grundsätze
der Kommunal- und Verwaltungsreform vom 28. Sep tember
2010 (GVBl. S. 272, BS 2020-7) ein eigener Gebietsänderungs-
bedarf.

Dagegen weist die Verbandsgemeinde Gerolstein keinen 
solchen eigenen Gebietsän de rungsbedarf auf. Sie grenzt jedoch
an die Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere Kyll an.

Zur Herbeiführung der Gebietsänderungen der Verbandsge-
meinden Hillesheim und Obere Kyll ist im Landtag Rhein-
land-Pfalz der Entwurf eines Landesgesetzes über die Gebiets-
änderungen der Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim,
Obere Kyll und Prüm (Drucksache 17/2080 vom 19. Januar
2017) eingebracht worden. Der Gesetzent wurf sieht vor, dass
elf Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde Obere Kyll in die
Ver bandsgemeinde Prüm eingegliedert werden, aus den anderen
drei Ortsgemeinden der Verbands gemeinde Obere Kyll und
den Ortsgemeinden der Verbandsgemeinden Gerolstein und
Hillesheim eine neue Verbandsgemeinde gebildet wird und die
umgebil dete Verbandsgemeinde Prüm übergangsweise  eine
Landkreisgrenzen überschrei tende Verbandsge meinde sein
wird.

In der Sitzung des Landtags Rheinland-Pfalz am 25. Januar
2017 ist der Gesetzentwurf in erster Lesung beraten und an den
Innenausschuss (federführend) und den Rechts aus schuss über-
wiesen worden.

Der Innenausschuss ist in der Sitzung am 2. Februar 2017 ein-
vernehmlich übereinge kommen, in der Sitzung am 2. März
2017 ein Anhörverfahren durchzuführen und die Bür ger-
meister der Ortsgemeinden, die sich gegen die Gebietsände-
rungen ausgespro chen haben, sowie die kommunalen Spitzen-
verbände schriftlich anzuhören.

In der Sitzung am 2. März 2017 hat im Innenausschuss eine
mündliche Anhörung zum Gesetzentwurf stattgefunden.
Dabei sind Stellungnahmen des Landrats des Landkrei ses 
Vulkaneifel, des Landrats des Eifelkreises Bitburg-Prüm, der
Bürgermeisterinnen der Ver bandsgemeinden Hillesheim und
Obere Kyll, der Bürgermeister der Verbands gemeinden 
Gerolstein und Prüm und des Herrn Professor Dr. Ziekow,
Deutsche Uni versität für Ver waltungswissenschaften Speyer,
abgegeben worden. Herr Professor Dr. Jutzi hat eine schrift-
liche Stellungnahme nachgereicht.

Der Innenausschuss ist in der Sitzung am 2. März 2017 nach
der Anhörung übereinge kommen, den Wissenschaftlichen
Dienst des Landtags Rheinland-Pfalz um Prüfung der Verfas-
sungsgemäßheit des Entwurfs eines Landesgesetzes über die
Gebietsänderun gen der Verbandsgemeinden Gerolstein, Hilles -
heim, Obere Kyll und Prüm unter Einbe zie hung der Stellung -
nahmen der im laufenden Gesetzgebungsverfahren angehör-
ten Sach verständigen zu bitten.

In der Sitzung am 1. Juni 2017 hat der Innenausschuss auf der
Grundlage der Stellung nahme des Wissenschaftlichen Diens-
tes (Vorlage 17/1381 vom 5. Mai 2017) eine Aus sprache durch-
geführt und anschließend den Gesetzentwurf für die Gebiets-
änderungen der Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim,
Obere Kyll und Prüm bis auf Weiteres zurückgestellt.
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Nun soll vor Ort nochmals über einen Zusammenschluss der
Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll
als Gebietsänderungsmaßnahme im Landkreis Vulkaneifel
verhandelt werden.

Der Rat der Verbandsgemeinde Gerolstein hat in der Sitzung
am 27. Juni 2017 seine Be reitschaft zu Gesprächen mit der Ver-
bandsgemeinde Obere Kyll über einen Zusam men schluss der
Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll
erklärt. Da bei sind, so der Verbandsgemeinderat, sein Beschluss
vom 16. September 2014 und die Vereinbarung über die 
freiwillige Fusion der Verbandsgemeinden Gerolstein und
Hillesheim vom 24. Mai 2016 Grundlagen. In der Sitzung am
16. September 2014 hat der Verbandsgemeinderat beschlossen,
dass die für eine Eingliederung der Ortsge meinden Birgel, 
Lissendorf und Steffeln der Verbandsgemeinde Obere Kyll in
die Ver bandsge meinde Gerolstein geltenden Rahmenbedin-
gungen auch für die anderen Orts gemeinden der Verbandsge-
meinde Obere Kyll Anwendung finden sollen. Der Be schluss
am 27. Juni 2017 ist vom Verbandsgemeinderat Gerolstein ein-
stimmig gefasst worden.

In der Sitzung am 21. Juni 2017 hat der Verbandsgemeinderat
Hillesheim wiederum be schlossen, auf einen Zusammen-
schluss der Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und
Obere Kyll abzielende Fusionsverhandlungen mit den Ver-
bandsgemein den Gerolstein und Obere Kyll aufzunehmen.
Der Beschluss ist mit 21 Ja-Stimmen bei einer Gegenstimme
gefasst worden.

In der Sitzung am 10. Juli 2017 hat sich der Verbandsgemeinde -
rat Hillesheim noch ein mal mit der Angelegenheit befasst. Da-
bei ist von ihm nichts anderes beschlossen wor den.

Der Verbandsgemeinderat Obere Kyll hat in der Sitzung am
6. Juli 2017 die erneute Auf nahme von Fusionsgesprächen mit
den Verbandsgemeinden Gerolstein und Hillesheim beschlos-
sen. Nach dem Beschluss des Verbandsgemeinderates soll in
Ver handlungen mit den Verbandsgemeinden Gerolstein und
Hillesheim auf der Basis des aus früheren Verhandlungen be-
stehenden Eckpunktepapiers über einen Zusammen schluss
der Ver bandsgemeinden Gerolstein und Hillesheim ein auf die
neuen Gege benheiten abge stimmtes Eckpunktepapier erstellt
werden. Wie der Verbandsgemeinde rat zudem be schlossen
hat, soll dieses allen Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde
Obere Kyll zur Beratung und Entscheidung vorgelegt werden.
Der Beschluss des Ver bandsgemeindera tes ist mit 15 Ja-Stimmen
bei einer Gegenstimme und vier Enthaltun gen gefasst worden.

Die Amtszeiten der jetzigen Bürgermeisterinnen der Verbands-
gemeinden Hillesheim und Obere Kyll und des jetzigen
Bürger meisters der Verbandsgemeinde Gerolstein werden
regulär am 31. Dezember 2017 enden.

Anvisiert sind die Gebietsänderungen der Verbandsgemein-
den Hillesheim und Obere Kyll nun zum 1. Januar 2019.

Im Hinblick darauf und aufgrund der Beschlüsse des Verbands-
gemeinderates Gerolstein vom 27. Juni 2017, des Verbandsge-
meinderates Hillesheim vom 21. Juni 2017 und 10. Juli 2017
und des Verbandsgemeinderates Obere Kyll vom 6. Juli 2017
werden Wahlen von Amtsnachfolgerinnen oder Amtsnach-
folgern der Bürgermeiste rinnen der Verbandsge meinden
Hillesheim und Obere Kyll und des Bürgermeisters der Ver-

Begründung
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bandsgemeinden Gerolstein für die Zeiträume bis zum
31. Dezember 2018 als nicht erforderlich erachtet. Deshalb
wird eine Rechts grund lage geschaffen, um auf Wahlen von
Amtsnachfolgerin nen oder Amtsnachfolgern verzichten und
für die Übergangszeit räume be auftragte Per sonen, der die
Aufgaben der Bürgermeisterinnen oder Bürger meister der
Verbandsge meinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll
obliegen, be stel len zu kön nen.

Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1

Nach dem neuen § 10 Satz 1 werden bis zum 31. Dezember
2018 keine Bürgermeiste rinnen oder Bürgermeister der Ver-
bandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll ge-
wählt.

Für die Zeiträume nach dem Ende der Amtszeiten der bishe-
rigen Bürgermeisterinnen und des bisherigen Bürgermeisters
bis zum 31. Dezember 2018 kann, so der neue § 10 Satz 2, die
Kreisverwaltung des Landkreises Vulkaneifel beauftragte 
Personen, denen die Aufgaben der Bürgermeisterinnen oder
Bürger meister der Verbandsgemein den Gerolstein, Hilles-
heim und Obere Kyll obliegen, bestellen.

Die Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere Kyll haben
nach Maßgabe des Landes gesetzes über die Grundsätze der
Kommunal- und Verwaltungsreform einen eigenen Gebiets-
änderungsbedarf.

Dagegen weist die an die Verbandsgemeinden Hillesheim und
Obere Kyll grenzende Verbandsgemeinde Gerolstein keinen
solchen eigenen Gebietsänderungsbedarf auf.

Näheres zum eigenen Gebietsänderungsbedarf der Verbands-
gemeinden Hillesheim und Obere Kyll und zum nicht be-
stehenden eigenen Gebietsänderungsbedarf der Ver bands -
gemeinde Gerolstein ergibt sich aus der Begründung zu § 1 des
Entwurfs eines Landes gesetzes über die Gebietsänderungen
der Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim, Obere Kyll
und Prüm (Drucksache 17/2080 vom 19. Januar 2017).

Nun sollen die Gebietsänderungen der Verbandsgemein-
den Hillesheim und Obere Kyll zum 1. Januar 2019 realisiert
werden.

Im Juni und Juli 2017 haben die Räte der Verbandsgemeinden
Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll beschlossen, noch
einmal Gespräche miteinander über einen freiwilli gen Zu-
sammenschluss der drei Verbandsgemeinden zu führen.

Die derzeitigen Bürgermeisterinnen der Verbandsgemeinden
Hillesheim und Obere Kyll und der derzeitige Bürgermeister
der Verbandsgemeinde Gerolstein sind für Zeiträume bis zum
31. Dezember 2017 ernannt worden.

Der Rat der Verbandsgemeinde Gerolstein hat sich in der
Sitzung am 27. Juni 2017 da für ausgesprochen, die nächste
Wahl einer Bürgermeisterin oder eines Bürgermeisters dieser
Gebietskörperschaft auf einen Termin außerhalb des in § 53
Abs. 5 Satz 1 Halb satz 1 der Gemeindeordnung (GemO) ge-
regelten Zeitraums zu verschieben. Zudem ist das Land vom
Ver bandsgemeinderat gebeten worden, dass es alsbald eine ge-
setzliche Grundlage schafft, die der Kreisverwaltung des Land-
kreises Vulkaneifel die Festlegung der Wahl der nächs ten
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Bürgermeisterin oder des nächsten Bürgermeisters für eine
Amtszeit von drei Jahren ermöglicht. Die nächste Wahl einer
Bürgermeisterin oder ei nes Bürgermeisters der Ver bands -
gemeinde Gerolstein soll, so der Verbandsgemeinde rat, mög-
lichst noch vor Ablauf der Amtszeit des Amtsinhabers erfol-
gen. Darüber hinaus hat der Verbandsge meinderat die Kreis-
verwaltung des Landkreises Vulkaneifel gebe ten, den frühest-
mögli chen Termin für die nächste Wahl einer Bürgermeiste-
rin oder ei nes Bürgermeisters der Verbandsge meinde Gerol-
stein festzulegen, sobald die landes gesetzliche Regelung für
eine Begren zung der Amtszeit auf drei Jahre geschaffen
wor den ist. Den Beschluss hat der Ver bandsgemeinderat
mehrheitlich gefasst.

Der Rat der Verbandsgemeinde Hillesheim hat in seiner Sit-
zung am 21. Juni 2017 im Hinblick auf eine Gebietsänderung
zum 1. Januar 2019 keinen Wahltag für die Wahl ei ner
Bürgermeisterin oder eines Bürgermeisters dieser Kommune
vorgeschlagen. Auf eine Stellenausschreibung soll, so der
Verbandsgemeinderat, verzichtet werden. Der Ver bands -
gemeinde rat bittet um eine Verlängerung der Amtszeit der
jetzigen Bürger meis terin bis zum Zeitpunkt der Gebiets-
änderung. Er hat auf eine einheitliche Vorge hens weise, was
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister anbelangt, in den
Verbandsge mein den Hillesheim, Gerolstein und Obere Kyll
Wert gelegt. Der Beschluss des Ver bandsge meinderates ist ein-
stimmig gefasst worden.

Seitens des Verbandsgemeinderates Obere Kyll sind in der Sit-
zung am 6. Juli 2017 man gels Entscheidungskompetenz und
gesetzlicher Grundlagen für eine Verlängerung der Amtszeit
der derzeitigen Bürgermeisterin und für die Wahl einer Bür-
germeisterin oder ei nes Bürgermeisters mit einer Amtszeit
von weniger als acht Jahren keine derar tige Amts -
zeitverlängerung und keine Wahl einer Bürgermeisterin oder
eines Bürger meisters vorge schlagen worden. Der Verbands-
gemeinderat hat die Bestellung einer be auftragten Per son für
die Verbandsgemeinde Obere Kyll durch die Kreisverwaltung
des Landkreises Vulkaneifel empfohlen. Dabei ist von ihm an-
geregt worden, die Amtsinha berin zur beauf tragten Person zu
bestellen. Der Verbandsgemeinderat hat den Be schluss mit
15 Ja-Stimmen bei vier Enthaltungen gefasst.

Ohne die Regelung des neuen § 10 Satz 1 müssten Amts-
nachfol ge rinnen oder Amts nachfolger der bisherigen Bürger-
meisterinnen der Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere
Kyll und des bisherigen Bürgermeisters der Verbandsge-
meinde Gerolstein für Amtszeiten von acht Jahren gewählt
werden. Denn nach § 64 Abs. 2 in Verbindung mit § 52 Abs. 1
GemO beträgt die Amtszeit der Bürgermeisterin oder des
Bürgermeisters ei ner Verbandsgemeinde acht Jahre.

Die achtjährigen Amtszeiten der Amtsnachfolgerinnen oder
Amtsnachfolger der Bürger meisterinnen der Verbandsge-
meinden Hillesheim und Obere Kyll und des Bürger meis ters
der Verbandsgemeinde Gerolstein würden bei Gebietsände-
rungen der drei Ver bandsgemeinden zum 1. Januar 2019 aller -
dings bereits nach relativ kurzer Zeit, näm lich am Vortag der
Gebietsände rung, enden.

Zeitnah zur Gebietsänderung einer Verbandsgemeinde muss
nämlich eine Bürgermeis te rin oder ein Bürgermeister der neu
gebildeten oder we sentlich umgebildeten Ver bands gemeinde
gewählt werden.
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Die Amtsnachfolgerinnen oder Amtsnachfolger der Bürger-
meisterinnen der Verbands ge meinden Hillesheim und Obere
Kyll und des Bürgermeisters der Verbandsgemein de Gerol-
stein können, sofern sie die Wählbarkeitsvoraus setzungen er-
füllen, Bürger meiste rin oder Bürgermeister der neu gebildeten
oder we sentlich umgebildeten Ver bandsge meinde werden.
Falls dies jedoch nicht eintreten würde, hätten sie gemäß § 4
Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 Halbsatz 1 KomVwRGrG
Ansprüche auf eine Verwen dung als hauptamtliche Beigeord-
nete der neu gebildeten oder wesentlich umgebildeten Ver -
bandsgemeinde für die restlichen Er nen nungszeiträume oder
Ansprüche auf gleich oder geringer zu bewertende Ämter in
die ser kommunalen Gebietskörperschaft. Wür den von ihnen
keine solchen An sprüche erho ben, wären sie gemäß § 4 Abs. 4
Satz 3 und 4 KomVwRGrG in den einstweiligen Ruhe stand zu
versetzen.

Diesen Fallkonstellationen wird der Verzicht auf Wahlen von
Amtsnachfolgerinnen oder Amtsnachfolgern der Bürgermeis-
terinnen der Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere Kyll
und des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Gerolstein für
acht jährige Amts zeiten vorgezogen. So bedarf es in gleichen
Gebieten nicht mehre rer Bür ger meister wahlen in relativ kur-
zen Zeitabständen. Dadurch lassen sich wahlor ganisa tori sche
Auf wendungen und Kosten vermeiden. Infolge des Verzichts
auf Wahlen von Amts nachfol gerinnen oder Amtsnachfolgern
der bisherigen Bürgermeisterinnen der Verbandsge meinden 
Hillesheim und Obere Kyll und des bisherigen Bürgermeisters
der Verbands gemeinde Gerolstein für achtjährige Amtszeiten
wer den sich auch darüber hin aus Kos teneinsparungen ergeben.

Bei der Bestellung beauftragter Personen zur Erfüllung der
Aufgaben der Bürger meiste rinnen oder Bürgermeister lassen
sich in den Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und
Obere Kyll selbst Kos teneinsparungen nicht oder nur in ge-
ringerem Um fang erzie len. Allerdings werden der Neugliede-
rungskonstellation keine Kosten durch auf sie über gehende
Bürgermeiste rinnen oder Bürgermeister entstehen.

§ 4 Abs. 5 Satz 3 KomVwRGrG lässt die Bestellung der bis-
herigen Bürgermeisterin oder des bisherigen Bürgermeisters 
einer verbandsfreien Gemeinde oder Verbandsge meinde zur
beauftragten Person, der deren Aufgaben obliegen, für einen
Zeitraum von bis zu ei nem Jahr zu.

In begründeten Einzelfällen ist es angezeigt, davon abwei-
chend beauftragte Personen zur Wahrnehmung der Aufgaben
der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters einer ver -
bandsfreien Gemeinde oder einer Verbandsgemeinde bestellen
zu können. Bei spiels weise gilt dies im Hinblick auf die Bestel-
lung einer anderen Person als der bisheri gen Bürgermeisterin
oder des bisherigen Bürgermeisters, die Bestellung einer beauf -
tragten Person für einen Zeitraum von etwas mehr als einem
Jahr und die Bestellung einer be auftragten Person für eine
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kommunale Gebietskörperschaft ohne einen ei ge nen Ge biets -
änderungsbedarf, für die es jedoch einen Ansatz gibt, in eine
Gebietsände rungsmaß nahme einbezogen zu werden.

Bei einer Bestellung beauftragter Personen nach dem neuen
§ 10 Satz 2 sollen die Funk ti onen grundsätzlich den bisherigen
Bürgermeisterinnen der Verbandsgemeinden Hillesheim und
Obere Kyll und dem bisherigen Bürgermeister der Verbands-
gemeinde Gerolstein übertragen werden. Soweit sie diese Funk-
tionen nicht wahrnehmen möch ten, können andere Personen
damit betraut werden.

Zwar fehlt einer beauftragten Person im Gegensatz zur 
Bürgermeisterin oder zum Bür germeister die demokratische
Legitimation. Dies ist jedoch bei einem Bestellungszeit raum
von bis zu einem Jahr oder für einen etwas längeren Zeitraum
hinnehmbar.

Mit dem neuen § 10 werden einheitliche Regelungen für die
Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll
geschaffen. Dies wird für angezeigt gehalten, da die drei Ver-
bandsgemeinden über ihren Zusammenschluss zu einer neuen
Verbands gemeinde zum 1. Januar 2019 verhandeln möchten.
Zwar hat die Verbandsgemeinde Gerolstein im Gegensatz zu
den Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere Kyll keinen
eigenen Gebietsänderungsbedarf nach Maßgabe des Landesge-
setzes über die Grundsätze der Kommunal- und Verwaltungs-
reform. Allerdings werden sich aus den Regelungen des neuen
§ 10 auch keine erheblichen Nachteile für die Verbands-
ge meinde Gerolstein ergeben.

Die Wahl einer Bürgermeisterin oder eines Bürgermeisters für
eine Amtszeit von weni ger als zwei Jahren wird nicht zuge-
lassen. Die Aufgabenwahrnehmung der Bürgermeis terin oder
des Bürgermeisters einer Verbandsgemeinde muss auf eine ge-
wisse Konti nuität ausgerichtet sein. Diese lässt sich bei ei ner
Amtszeit von weniger als zwei Jahren nicht gewährleisten.

Der neue § 10 Satz 3 stellt klar, dass die Kosten für die beauf-
tragten Personen die je wei lige Ver bands gemeinde trägt.

Nach dem neuen § 10 Satz 4 gilt § 13 Abs. 4 des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes für die Zeiten der bisherigen Bürger-
meisterinnen der Verbandsgemeinden Hillesheim und Obere
Kyll und des bisherigen Bürgermeisters der Verbandsgemeinde
Gerolstein als be auftragte Personen dieser kommunalen Ge -
biets  körperschaften entsprechend.

Zu Nummer 2

Redaktionelle Folgeänderung.

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der gesetz-
lichen Regelungen.

Für die Fraktion der SPD: Für die Fraktion der FDP:
Martin Haller Marco Weber

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Pia Schellhammer


